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Vertraulich ! 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l Nr. 229  

 

vom 20.Oktober 1920 

 

Anwesend: 

 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen die Staatssekretäre Dr. D e u t s c h und Dr. 

H a u e i s, 

ferner sämtliche Unterstaatssekretäre. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamte für Land- und Forstwirtschaft Sektionschef Dr. D e u t s c h,  

vom Staatsamte für Heerwesens Sektionschef Dr. K r a l o w s k y, 

ferner zu Punkt 3 und 8: Von der Staatskanzlei: Sektionsrat Dr. S c h w e g e l, 

   zu Punkt 6: von der Staatskanzlei: Ministerialrat Dr. F r ö h l i c h, 

   zu Punkt 9: vom Staatsamt für Heerwesen: Oberst P f l u g, 

   zu Punkt 10: vom Staatsamt für Finanzen: Oberfinanzrat Dr. G r u b e r. 

 

Vorsitz: Staatssekretär Dr. M a y r. 

 

Dauer: 10.00 – 14.00. 

 

Reinschrift (24 Seiten), Konzept, stenographisches Protokoll (zweifach), Entwurf der TO  

29. Personalsitzung, Protokoll fehlt, Beilagen der Staatsämter (fol. 375) 

 

Inhalt: 

1. Verhandlungen mit der tschechoslovakischen Regierung zur Vorbereitung eines 

Übereinkommens über die Behandlung der alten Verwaltungsgrenzen. 

2. Holzabstockungsvertrag, betreffend die Staatsforste im Gebiete der steierischen 

Salza. 

3. Ergänzung der Vorschriften für die Übernahme der aus den Nationalstaaten 

vertriebenen ehemals Österreichischen Staats- (Staatsbahn-)Angestellten in den 

Dienst der Republik Österreich. 
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4. Vorlage des Berichtes, betreffend die Übernahme von Staatsgarantien im zweiten 

Quartal 1920, an die Nationalversammlung. 

5. Änderung der rangsklassenmäßigen Titel der Gewerbeaufsichtsbeamten. 

6. Frage der Anwendung des Gesetzes, betreffend die Regelung der Handels- und 

Verkehrsbeziehungen mit auswärtigen Staaten. 

7. Abänderung des Gesetzes über die Evidenthaltung des Grundsteuerkatasters. 

8. Errichtung einer „Wiener Lichtbildindustrie, gemeinwirtschaftliche Anstalt“. 

9. Durchführung des Kompensationsübereinkommens mit Rumänien über die 

Lieferung von Sprengstoffen. 

10. Entwurf des Finanzgesetzes für das Verwaltungsjahr 1920/21. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1 betr. Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht Zl. 5d – 124 über 

Verhandlungen mit der tschechoslowakischen Regierung zur Vorbereitung eines 

Übereinkommens über die Behandlung der alten Verwaltungsgrenzen (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 3 betr. Antrag der Staatskanzlei Zl. 611-54 auf Ergänzung der für die 

Übernahme der aus den Nationalstaaten vertriebenen ehemals österreichischen Staats- 

(Staatsbahn-) angestellten in den Dienst der Republik Österreich in Geltung stehenden 

Vorschriften (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Vortrag des StA. f. soziale Verwaltung Zl. 1.765 über die Änderung 

der rangklassenmäßigen Titel der Gewerbeaufsichtsbeamten (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Bericht der Staatskanzlei Zl. 2.067 zur Frage der Anwendung des 

Gesetzes über die Regelung der Handel- und Verkehrsbeziehungen mit auswärtigen Staaten, 

mit Bericht z. Zl. 2.067 sowie Schreiben des Professor Dr. Kelsen an die Staatskanzlei mit 

dem Gutachten vom 17. Oktober 1920 (11Seiten) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Vortrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten über 

die Abänderung des Gesetzes vom 23. Mai 1883, R.G.Bl.Nr. 83 zur Evidenzhaltung des 

Grundsteuerkatasters; Gesetz mit Vollzugsanweisung (6 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Vortrag des StSekr.Dr. Ellenbogen über die Errichtung einer „Wiener 

Lichtbildindustrie, gemeinwirtschaftliche Anstalt“ (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vortrag des StA. f. Heerwesen Zl. 1.190 über die Lieferung von 

Sprengstoffen nach Rumänien (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen über den Finanzgesetzentwurf für das 

Verwaltungsjahr 1920/21 (7 Seiten) 
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Beilage zu Punkt 10 betr. das Finanzgesetz der Republik Österreich für das Verwaltungsjahr 

1920/21 mit Erläuterungen (167 Seiten, gedruckt) 

 

1. 

Verhandlungen mit der tschechoslowakischen Regierung zur Vorbereitung eines 

Übereinkommens über die Behandlung der alten Verwaltungsgrenzen. 

Staatssekretär B r e i s k y führt aus, dass der Leiter unserer Delegation im österreichisch-

tschechoslowakischen Grenzregelungsausschuss, Oberstleutnant M e t z g e r, unter 

Zustimmung der Zentralgrenzkommission mit dem Leiter der tschechoslowakischen 

Delegation in diesem Ausschuss, Sektionschef R o u b i k, zunächst unverbindlich vereinbart 

habe, die Behandlung der alten Verwaltungsgrenzen womöglich der Einflussnahme des 

Grenzregelungsausschusses zu entziehen. 

Das unter dem selbstverständlichen Vorbehalt der Zustimmung der Botschafterkonferenz 

in Aussicht genommene Übereinkommen ziele in erster Linie auf die Ersparung aller irgend 

entbehrlichen Personalkosten ab, die den beiden Staaten durch die hohen Zulagen für die 

Delegationen der nicht interessierten Mächte erwachsen würden, und solle seinem sachlichen 

Inhalt nach ermöglichen, den größeren Teil der österreichisch-tschechoslowakischen 

Grenzstrecke, der eben durch alte Verwaltungsgrenzen gebildet werde, ohne Mitwirkung 

nichtbeteiligter fremdstaatlicher Organe als interne österreichisch-tschechoslowakische 

Angelegenheit auf Grund eines Vertrages, der schiedsrichterlichen Spruch vorzusehen hätte, 

zu behandeln. 

Das tschechoslowakische Ministerium des Äußern hebe sich bereits mit der Aufnahme von 

Verhandlungen beiderseitiger Vertreter einverstanden erklärt und dem österreichischen 

Staatsamt für Äußeres den Vorschlag gemacht, einen bevollmächtigten Vertreter zur 

Verhandlung über den Abschluss einer Grenzvereinbarung ehestens zu ernennen. 

Die Richtlinien für unseren Vertreter bei diesen Verhandlungen seien von der 

Zentralgrenzkommission nach Inhalt des dem Kabinettsrate vorliegenden Entwurfes einer 

Instruktion festgestellt worden und bezwecken insbesondere zu erreichen, dass die 

tschechoslowakische Republik, bei Einhaltung des gleichen Vorgangs unsererseits, darauf 

verzichte, allfällige Revisionsbegehren in Bezug auf die alte Verwaltungsgrenze vor dem 

Forum des interalliierten Grenzregelungsausschusses im Sinne des Artikels 29 des 

Staatsvertrages von St. Germain geltend zu machen. Dieses Bestreben finde seinen Grund 

darin, dass der internationale Grenzregelungsausschuss bei seinen bisherigen Entscheidungen 

Österreich gegenüber eine wenig freundliche Haltung eingenommen habe, es daher in 
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unserem Interesse liege, mindestens zu versuchen, gelegentlich des dem Nachbarstaat 

anscheinend erwünschten Abkommens diesen Schutz für Österreich zu erzielen. 

Redner erbitte die Erteilung der Vollmacht zur Führung derartiger Verhandlungen mit der 

tschechoslowakischen Regierung und die Genehmigung der dem Kabinettsrate im Entwürfe 

vorliegenden Instruktion für den österreichischen Vertreter. 

Unterstaatssekretär M i k l a s erwartet von Sonderverhandlungen mit der 

tschechoslowakischen Republik über die Bestimmung der Detailgrenzlinie ein günstigeres 

Ergebnis, als im Wege der Festsetzung durch den Internationalen Grenzregelungsauschuss 

herbeigeführt werden könnte. Es dürfe dabei jedoch nicht außer Acht gelassen werden, dass 

die Bevölkerung allerdings, – wie sich in der Entscheidung über die Grenze bei Gmünd zeige, 

– sehr zum Nachteile Österreichs, gegen unmittelbare Verhandlungen beiderseitiger 

Beamtenfunktionäre in Grenzfragen großes Misstrauen hege. Daher werde bei der Auswahl 

des betreffenden Unterhändlers mit besonderer Vorsicht vorgegangen werden müssen. 

Redner wünsche weiters ausdrücklich festgestellt zu wissen, dass die Vereinbarungen, so 

ferne sie eine, wenn auch geringfügige Staatsgebietsveränderung bewirken sollten, der 

Genehmigung durch den Nationalrat vorbehalten bleiben. 

Staatssekretär B r e i s k y erwidert, dass er die Auswahl des Unterhändlers unter 

Bedachtnahme auf die von Unterstaatssekretär M i k l a s hervorgehobenen Gesichtspunkte 

treffen werde. 

Was die erwähnte Genehmigung durch den Nationalrat betreffe, so kämen für den 

Augenblick nur unverbindliche Besprechungen in Betracht, deren Ergebnis, soferne es zu 

einer Staatsgebietsänderung kommen sollte, naturgemäß der parlamentarischen Behandlung 

zugeführt werden müsste. 

Der Kabinettsrat erteilt sohin die vom Staatssekretär B r e i s k y erbetene Vollmacht zur 

Führung von Verhandlungen mit der tschechoslowakischen Regierung über den Abschluss 

einer Grenzvereinbarung und genehmigt die vorgelegte Instruktion für den österreichischen 

Unterhändler bei diesen Verhandlungen. 

 

2. 

Holzabstockungsvertrag, betreffend die Staatsforste im Gebiete der steirischen Salza. 

Sektionschef Dr. D e u t s c h gibt dem Kabinettsrate mit Bezug auf die Ausführungen des 

Staatssekretärs Dr. E l l e n b o g e n in der Kabinettsratssitzung vom 16. D. Mts. bekannt, 

dass der Forst-und Domänendirektion in Graz über die Bildung eines Konsortiums zur 

Exploitierung der Holzbestände in den Staatsforsten der steirischen Salza bisher keinerlei 
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Nachrichten zugekommen seien und weder ihr, noch dem Staatsamte für Land- und 

Forstwirtschaft ein Offert über die Holznutzung aus diesen Waldungen vorliege. Feststellung 

verdiene, dass der Holzertrag dieses Teiles der Staatsforste nicht 150.000, sondern nur 30.000 

Festmeter jährlich betrage. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n bemerkt, dass in der vom ihm in der letzten Sitzung 

angedeuteten Sichtung mindestens ein Projekt zu bestehen scheine und er dem Staatsamte für 

Land- und Forstwirtschaft darüber weitere Informationen zukommen lassen werde. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilungen zur Kenntnis. 

 

3. 

Ergänzung der Vorschriften für die Übernahme der aus den Nationalstaaten vertriebenen 

ehemals österreichischen Staats- (Staatsbahn)angestellten in den Dienst der Republik 

Österreich. 

Über Aufforderung des V o r s i t z e n d e n berichtet Sektionsrat Dr. S c h w e g e l, dass 

einzelne Bestimmungen der vom Kabinettsrate in den Sitzungen vom 21. Mai und 8. Juni l. J. 

beschlossenen Richtlinien für die Übernahme der aus den Nationalstaaten vertriebenen 

staatlichen Angestellten in deren Kreisen als Härten empfunden werden, weshalb die 

Schutzstelle für die deutschen öffentlichen Angestellten aus den Nationalstaaten über 

zahlreiche bei ihr eingelaufene Vorstellungen sich veranlasst gesehen habe, in einer der 

Staatskanzlei überreichtes Denkschrift verschiedene Abänderungsvorschläge zu erstatten. 

Dieselben betreffen im Wesentlichen drei Punkte: 

1. Zunächst handle es sich hiebei um jene Gruppe von Angestellten, welche nach § 17 des 

Besoldungsübergangsgesetzes wegen Vollstreckung der vollen Dienstzeit, jedoch ohne das 

60. Lebensjahr erreicht zu haben, in den dauernden Ruhestand zu versetzen wären. 

Diese wären in Gemäßheit des zur Durchführung des Kabinettsbeschlusses vom 8. Juni 

erlassenen Erlasses des Staatsamtes für Finanzen ihres Dienstes zu entheben. Ein solcher 

Vorgang werde von den meisten Staatsämtern tatsächlich auch beobachtet, beruhe aber auf 

einer missverständlichen Auslegung der Richtlinien vom 21. Mai d. J. Die Interessenten 

streben nunmehr die Weiterbelassung dieser Kategorie van Angestellten, bezw. die 

Wiederindienststellung bereits Entlassener an, soferne zwingende dienstliche Rücksichten im 

Sinne des Absatzes 1 des Schlussabsatzes der Vollzugsanweisung vom 9. Jänner 1920, 

St.G.Bl. Nr. 21 zu § 17, Besoldungsübergangsgesetz, vorliegen sollten. Zur Vereinfachung 

des hiebei zu beobachtenden Vorganges werde eine generelle Ermächtigung der Staatsämter 

durch den Kabinettsrat angestrebt, um es entbehrlich zu machen, dass in allen Fällen dieser 
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Art individuelle Anträge an den Kabinettsrat gestellt werden müssen. 

Nach dem Ergebnisse der durchgeführten zwischenstaatsamtlichen Beratung könne dieses 

Anliegen insoferne eine Berechtigung nicht versagt werden, als es im dienstlichen Interesse 

gelegen erscheine, diese Angestellten die ohne Ersatz nicht enthoben werden können, zur 

Hintanhaltung einer Neuaufnahme von Beamten in ihrer Verwendung vorläufig zu belassen. 

2. Ein weiteres Begehren beziehe sich auf die vorläufige Weiterverwendung besonders 

verdienter, noch in Verwendung stehender Angestellter, die das 60. Lebensjahr bereits 

überschritten haben und deshalb nach Punkt 1, Absatz 2, lit. a der „Richtlinien“ von der 

Übernahme ausgeschlossen sind, ihre Weiterverwendung würde demnach keinerlei 

Übernahme bedeuten, sondern den in Betracht kommenden Angestellten lediglich den 

Fortbezug ihrer Aktivitätsbezüge sichern. Diese Anregung müsste, als zur Verwirklichung 

nicht geeignet, hauptsächlich deshalb abgelehnt werden, weil sis im Zusammenhange mit der 

Pensionsbehandlung deutschösterreichischer Staatsangestellter nicht vertretbar erschien und 

zweifellos zu Rekriminationen führen würde, zumal es sich um Angestellte handelt, die in der 

großen Mehrzahl weit über 35 (40 - 45) Dienstjahre aufweisen und weit über 60 (bis zu 70) 

Jahre alt sind. Hätten diese ihren letzten Dienstort in Deutschösterreich gehabt, wären sie 

schon auf Grund der Kabinettsratsbeschlüsse vom 33. November 1918 damals pensioniert 

worden. 

Im Übrigen habe der Kabinettsrat mit dem Beschlusse vom 8. Juni d. J. hinsichtlich eines 

Teiles solcher Angestellter – verdienter richterlicher Funktionäre – sich grundsätzlich dafür 

ausgesprochen, ihnen durch Gewährung besonderer Zulagen zu den Ruhestandsbeihilfen eine 

Erleichterung ihrer materiellen Lage zu bieten. 

3. Der dritte Punkt beinhalte das Verlangen nach möglichst gleichmäßiger Regelung der 

sogenannten „Ruhestandsbeihilfen” für jene Angestellte, welche nicht übernommen werden 

können, bezw. von der Übernahme ausgeschlossen sind. Auch diesem Verlangen könne nicht 

zur Gänze Rechnung getragen werden, da die in Antrag gebrachte Erhöhung der Beträge ein 

bedenkliches Präjudiz in Hinsicht auf die Regelung der Versorgungsbezüge der 

österreichischen bezw. deutschösterreichischen Pensionisten bedeuten würde. 

Es sei daher bei grundsätzlicher Anerkennung der Berechtigung einer Verbesserung der 

materiellen Lage dieser Kategorie von Angestellten in Anlehnung an den Beschluss des 

Kabinettsrates vom 16. März 1920 eine Abhilfe in der Form der Gewährung von 

Zuwendungen in Aussicht genommen worden, die sinngemäß auch auf die 

Versorgungsbeihilfen der Hinterbliebenen zur Anwendung zu gelangen hätten. 

In Zusammenfassung des Gesagten gelange die Staatskanzlei im Einvernehmen mit dem 
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Staatsamte für Finanzen zu dem Antrage, der Kabinettsrat wolle beschließen: 

1. Die im Punkt 1, Absatz 1 der Richtlinien vom 21. Mai 1920 bezeichneten, aus den 

Nationalstaaten vertriebenen ehemals österreichischen Angestellten können auch dann, wenn 

sie am 21. Mai 1920 die für den Anspruch auf den vollen Ruhegenuss erforderliche Dienstzeit 

bereits vollendet haben und als österreichische Angestellte nach § 17, 

Besoldungsübergangsgesetz, in den dauernden Ruhestand zu versetzen wären, soferne 

zwingende dienstliche Rücksichten im Sinne des Absatzes 1, Schlussabsatz der 

Vollzugsanweisung vom 9. .Jänner 1920, St.G.B1. Nr. 21, zu § 17, 

Besoldungsübergangsgesetz, hiefür vorliegen, in den Dienst der Republik übernommen 

werden. Falls solche zwingende dienstliche Rücksichten gegeben sind, können 

ausnahmsweise auch mittlerweile enthobene Angestellte dieser Art wieder in den Dienst 

eingestellt werden. 

Die Staatsämter werden ermächtigt, die Weiterbelassung solcher Angestellter für die Dauer 

eines zwingenden Bedarfes, längstens aber für die Zeit bis 30. Juni 1921, namens der 

Staatsregierung auszusprechen. 

2. Unter Bezugnahme auf die Beschlüsse des Kabinettsrates vom 16. März d. J. (Punkt 2) 

sind die Bestimmungen über Zuwendungen zu den Beihilfen an nicht verwendete, 

vertriebene, ehemals österreichische Angestellte deutscher Volkszugehörigkeit zu 

wiederholen und ist die den Staatsämtern erteilte Ermächtigung sinngemäß auf die 

Hinterbliebenen solcher Angestellter mit der Maßgabe auszudehnen, dass bei Festsetzung 

dieser Zuwendungen die einzelnen Staatsämter das Einvernehmen mit dem Staatsamte für 

Finanzen zu pflegen haben. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r erachtet es als notwendig, dass vorerst eine genaue 

Umschreibung des Begriffes „vertriebener Staatsangestellter“ gegeben werde, um den noch 

immer wiederkehrenden Petiten ehemals österreichischer Staatsangestellter aus den 

Nachfolgestaaten um Aufnahme in die Dienste der Republik Österreich eine gleichartige 

Behandlung durch alle Ressorts angedeihen 1aasen zu können. 

Unterstaatssekretär M i k l a s empfiehlt auszusprechen, dass nur jene Staatsangestellten als 

„vertrieben“ anzusehen seien, welche bei der Schaffung der neuen Nationalstaaten von diesen 

wegen ihrer deutschen Rationalität nicht mehr als Beamte öffentlichen Rechtes anerkannt 

wurden und sich daher damals nach Österreich gewendet haben. Dagegen hätten von der 

Behandlung nach den Richtlinien alle jene ausgeschlossen zu bleiben, die nachdem sie ein 

öffentlich-rechtliches Anstellungsverhältnis in einem Nationalstaat erlangt hatten, diesen 

Dienstposten nachträglich ausgeben. 
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In den Anträgen der Staatskanzlei vermisse Redner eine entsprechende Vorsorge für jene 

vertriebenen Staatsangestellten, die nach den Richtlinien wegen ihres Lebens- oder 

Dienstalters nicht mehr in den Dienst der Republik Österreich übernommen werden konnten 

und nunmehr auf die gänzlich unzulänglichen Bezüge nach den Gebühren vom Oktober 1918 

angewiesen seien. Bezüglich dieser beantrage der sprechende Unterstaatssekretär die 

Aufnahme des nachfolgenden Zusatzes zu Punkt 3: „In gleicher Weise können den unter 

Punkt 1 bezeichneten Angestellten, welche nicht in den Dienst der Republik übernommen 

werden können, sowie allen übrigen, nach den Bestimmungen der Richtlinien vom 21. Mai 

1920 von der Übernahme ausgeschlossenen vertriebenen Angestellten und auch deren 

Hinterbliebenen Zuwendungen dieser Art fallweise bewilligt werden“. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h schließt sich dem vom Vorredner eingebrachten 

Zusatzantrage an. Das Verlangen der vertriebenen Angestellten, nach den gleichen 

Grundsätzen wie die neuösterreichischen Pensionisten behandelt zu werden, erscheine 

unerfüllbar, weil Erstere dann günstiger gestellt wären, als einzelne Kategorien der Letzteren. 

Da nunmehr die Überführung der vertriebenen Angestellten in den Dienst der Republik 

Österreichs im wesentlichen beendet sei, und daher die Aufgabe der Schutzstelle für die 

deutschen öffentlichen Angestellten aus den Nationalstaaten als abgeschlossen betrachtet 

werden könne, stelle Redner den Antrag, die Schutzstelle aufzuheben. 

Der Versitzende erklärt sich damit grundsätzlich einverstanden. Redner beabsichtige diese 

Aufhebung im Interesse der Staatsfinanzen denn auch zu beschleunigen, erbitte aber hiefür, 

ohne dass ein bestimmter Termin festgesetzt werden möge, die Einräumung eines 

entsprechenden Zeitraumes, damit die Schutzstelle ihre noch anhängigen Geschäfte abwickeln 

könne. Andererseits möge das Staatsamt für Finanzen sich aber auch die tunlichste 

Verbesserung des beklagenswerten Loses der nicht übernommenen vertriebenen 

Staatsangestellten angelegen sein lassen und den zu gewärtigenden Anträgen der einzelnen 

Ressorts nach Möglichkeit entgegenkommen. 

Der Kabinettsrat erhebt die Anträge der Staatskanzlei samt dem Zusatzantrage des 

Unterstaatssekretärs M i k l a s zum Beschluss und nimmt gleichzeitig den Antrag des 

Staatssekretärs Dr. R e i s c h, betreffend die Aufhebung der Schutzstelle, grundsätzlich an. 

4. 

Vorlage des Berichtes, betreffend die Übernahme von Staatsgarantien im 2. Quartal 1980, 

an die Nationalversammlung. 

Nach dem Vorschlage des V o r s i t z e n d e n beschließt der Kabinettsrat, den vom 

Staatssekretär für Finanzen im Sinne des § 2, Absatz 2, des Gesetzes vom 20. Dezember 
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1919, St.G.Bl.Nr. 608, und Artikel 5 des Finanzgesetzes vom 20. Mai 1920, St.G.Bl. Nr. 230, 

erstatteten Bericht über die von der österreichischen Staatsverwaltung im 2. Quartal des 

Jahres 1920 übernommenen Finanzgarantien an die Nationalversammlung weiterzuleiten. 

 

5. 

Änderung der rangsklassenmäßigen Titel der Gewerbeaufsichtsbeamten. 

Staatssekretär H a n u s c h gibt bekannt, dass der Verein der Gewerbsaufsichtsbeamten 

Österreichs eine Änderung der gegenwärtigen Amtstitel der akademisch vorgebildeten 

Beamten des Gewerbeinspektionsdienstes der VIII. bis VI. Rangsklasse in „Oberkommisär 

der Gewerbeinspektion”, „Baurat”, „Oberbaurat” anstrebe. 

Da dem Redner die Erfüllung dieses Wunsches gerechtfertigt erscheine, erbitte er die 

Zustimmung des Kabinettsrates, dass die Genehmigung des Präsidenten der 

Nationalversammlung zur Einführung der bezeichneten neuen Amtstitel erwirkt werde. 

Staatssekretär H e i n l bemerkt hiezu, dass die Gewerkschaft der Techniker gegen die 

Zuerkennung der Titel „Baurat“ und „Oberbaurat“ an solche akademisch vorgebildete 

Gewerbeinspektionsbeamten, welche nicht die abschließende Staatsprüfung an einer 

Hochschule technischer Richtung abgelegt haben, Widerspruch erhebe. Er bitte daher, für die 

nichttechnisch vorgebildeten Gewerbeinspektionsbeamten der VII. und VI. Rangsklasse 

andere Titel zu bestimmen. 

Sektionschef Dr. D e u t s c h betont, dass dem Staatsamt für Land- und Forstwirtschaft 

keine Gelegenheit gegeben worden sei, zu der in Verhandlung stehenden Frage der 

Titeländerung Stellung zu nehmen. Mit Rücksicht auf die dem Ressort angehörenden 

Techniker bitte er im Gegenstand vorerst noch mit dem Staatsamte für Land- und 

Forstwirtschaft das Einvernehmen zu pflegen. 

Der Antrag des Staatssekretärs für soziale Verwaltung wird sohin mit der Einladung 

zurückgestellt, zunächst mit den Staatsämtern für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten 

und für Land- und Forstwirtschaft in Verhandlungen einzutreten. 

 

5. 

Frage der Anwendung des Gesetzes, betreffend die Regelung der Handels- und 

Verkehrsbeziehungen mit auswärtigen Staaten. 

Über Aufforderung des Vorsitzenden trägt Ministerialrat Dr. F r ö h l i c h an Hand eines 

dem Kabinettsrate vorliegenden Referates die verfassungsrechtlichen Bedenken der 

Staatskanzlei gegen das von der Nationalversammlung in der Sitzung vom 1. Oktober 1. J. 
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beschlossene Gesetz, betreffend die Regelung der Handels- und Verkehrsbeziehungen mit 

auswärtigen Staaten, vor. Der Referent führt aus, dass das Gesetz die Formen des Abschlusses 

gewisser Staatsverträge abweichend von den in den Artikeln 50, 65 Absatz 1 und 66 Absatz 2 

aufgestellten Bedingungen des von der Nationalversammlung unmittelbar vorher 

beschlossenen Bundes-Verfassungsgesetzes regle. Das Gesetz beinhalte demnach eine 

allerdings ungewollte Verfassungsänderung und stelle sich, da es nicht mit der für eine solche 

erforderlichen qualifizierten Mehrheit zustandegekommen sei, als verfassungswidrig dar. 

Diese Tatsache habe die Staatskanzlei veranlasst, die Frage der Haltung der 

Staatsregierung dem Gesetz gegenüber zum Gegenstande einer zwischenstaatsamtlichen 

Besprechung zu machen. Hiebei sei die oben dargestellte Auffassung der Staatskanzlei 

insbesondere von dem Vertreter des Justizamtes sowie von dem als staatsrechtlichen Experten 

zugezogenen Universitätsprofessor Dr. K e l s e n geteilt worden. Nur die Vertreter des 

Staatsamtes für Finanzen hätten die verfassungsrechtlichen Bedenken zwar gewürdigt, sich 

jedoch in Anbetracht der ihres Erachtens entgegenstehenden eminenten wirtschaftlichen 

Interessen für die Notwendigkeit und die Beibehaltung des Ermächtigungsgesetzes in seiner 

gegenwärtigen Fassung ausgesprochen. Da in der Zeit vom Bekanntwerden der 

Verfassungsrechtlichen Mängel des Gesetzesbeschlusses bis zum Ablaufe der 14tägigen 

Vorstellungsfrist der Kabinettsrat keine Gelegenheit hatten zu der Frage der Erhebung einer 

Vorstellung gegen den Gesetzesbeschluss an die Nationalversammlung Stellung zu nehmen, 

müsse dessen Verlautbarung ungeachtet seiner offenkundigen Verfassungswidrigkeit 

vorgenommen werden. Es handle sich nunmehr um die Entscheidung, in welcher anderen Art 

allfälligen Weiterungen aus dem Gebrechen des Gesetzes entgegengetreten werden solle. 

Die Staatskanzlei halte es in dieser Richtung zunächst für verfassungsrechtlich geboten, 

dass die Staatsämter angewiesen werden, von der mit der neuen Bundesverfassung in 

Widerspruch stehenden Ermächtigung des erwähnten Gesetzes zum Abschlusse von 

Staatsverträgen in keinem Falle Gebrauch zu machen. Ferner erbitte die Staatskanzlei die 

Ermächtigung, einen Gesetzentwurf auszuarbeiten und dem Kabinettsrate zur baldäuglichsten 

Vorlage an den Nationalrat zu unterbreiten, durch den das handelspolitische 

Ermächtigungsgesetz außer Kraft gesetzt wird. Der Antrag der Staatskanzlei gehe demnach 

dahin, der Kabinettsrat wolle im Sinne dieser beiden Anregungen Beschluss fassen. 

Der Referent bemerkt weiters, dass die dem handelspolitischen Ermächtigungsgesetze über 

Wunsch des Hauptausschusses gegebene jetzige Fassung die Absicht verfolgte, die mit 

Frankreich und England geschlossenen Abkommen über die Regelung der Vorkriegsschulden 

und allfällige andere gleichartige Abkommen damit in Kraft zu setzen. Demgegenüber müsse 
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wohl festgestellt werden, dass diese Absicht durch den Wortlaut der Ermächtigung tatsächlich 

nicht verwirklicht werden könne, weil die darin erteilte Ermächtigung nur pro futuro wirksam 

sei und daher zeitlich zurückliegende Verträge nicht mehr erfassen könne. Die Staatskanzlei 

habe auch die Frage der Behandlung dieser beiden Abkommen in der vorerwähnten 

zwischenstaatsamtlichen Besprechung erörtert, wobei folgender Vorgang vereinbart worden 

sei: Das Übereinkommen mit England, das in Form eines Notenwechsels zustande gekommen 

sei und mithin schon äußerlich die Form eines Regierungs-, bezw. Ressorts-Übereinkommens 

trage, solle damit der bereits erfolgten Genehmigung durch die Staatsregierung die 

Erfordernisse im Sinne der alten Verfassung erfüllt erscheinen, ohne weiteres im 

Staatsgesetzblatt verlautbart werden. 

Das Übereinkommen mit Frankreich wäre, obzwar die französische Regierung es als 

Staatsvertrag vor das Parlament zu bringen beabsichtige, unsererseits gleichfalls nur als 

Regierungsübereinkommen zu behandeln und im Hinblicke auf die bereits erfolgte 

Genehmigung durch die Staatsregierung, die im Sinne der alten Verfassung als ausreichend 

betrachtet werden könne, ebenfalls ohne parlamentarische Behandlung und ohne Ratifikation 

durch den Präsidenten der Nationalversammlung kundzumachen. 

Die etwa noch weiter abzuschließenden analogen Verträge dagegen müssten, da sie bereits 

unter die Geltung der neuen Verfassung fallen, in Anbetracht ihres gesetzändernden 

Charakters dem Nationalrat zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Staatssekretär H e i n l verweist darauf, dass im § 1 lit. a des handelspolitischen 

Ermächtigungsgesetzes der Regierung lediglich die Vollmacht erteilt werde, die Handels- und 

Verkehrsbeziehungen zum Ausland auf Grund der Meistbegünstigung provisorisch zu regeln. 

Es sei das ein seit jeher üblicher Vorgang, welcher auch unter dem Bestand der früheren 

Staatsgrundgesetze nicht als Verfassungsänderung angesehen wurde. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h wendet sich mit aller Entschiedenheit gegen die 

Ausführungen des Referenten der Staatskanzlei und bekämpft insbesondere die Deduktion, 

dass das handelspolitische Ermächtigungsgesetz das Übereinkommen mit Frankreich über die 

Regelung der Vorkriegsschulden nicht decke. Die Gesetzgebung könne unmöglich die 

Absicht gehabt haben, dieses Übereinkommen, aus welchem das Ermächtigungsgesetz 

geradezu abgestellt worden sei, aus dessen Bereich auszuschließen. Der Akt der Legislative 

bilde vielmehr in Wahrheit die Ratihabierung des zur Zeit des Gesetzesbeschlusses bereits 

vorgelegenen Übereinkommens. 

Der in der zwischenstaatsamtlichen Besprechung erörterte Weg der Behandlung dieses 

Übereinkommens sei absolut ungangbar. Das Übereinkommen bürde den Staatsangehörigen 
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formell weitergehende Verpflichtungen als der Staatsvertrag von St. Germain auf und bedürfe 

aus diesem Grunde unbedingt der parlamentarischen Genehmigung. Eine solche sei übrigens 

in dem Übereinkommen ausdrücklich für beide Staaten vorgesehen und werde in Frankreich 

auch tatsächlich eingeholt. Ein Abweichen Österreichs in diesem Punkte wäre für Frankreich 

nur eine willkommene Handhabe, seinerseits von den getroffenen Abmachungen 

zurückzutreten. Die Gefahr eines Rücktrittes sei umso näher gerückt, als der Vertrag wegen 

der den österreichischen Schuldnern darin eingeräumten Begünstigungen in der französischen 

Öffentlichkeit ohnedies starken Anfechtungen begegne. 

Redner stelle demnach den Gegenantrag, der Kabinettsrat wolle anerkennen, dass die 

Staatsregierung befugt sei, auf Grund des handelspolitischen Ermächtigungsgesetzes die 

Genehmigung des Übereinkommens mit Frankreich über die Regelung der Vorkriegsschulden 

auszusprechen, das Übereinkommen zu verlautbaren und der französischen Regierung zu 

notifizieren, dass der verlangte Beitritt der österreichischen Nationalversammlung zu dem 

Übereinkommen erfolgt sei. 

Gegen eine spätere Abänderung des Gesetzes obwalte vom Standpunkt des Staatsamtes für 

Finanzen naturgemäß kein Bedenken. 

Der V o r s i t z e n d e bemerkt, dass es der Staatskanzlei pflichtgemäß darum zu tun 

gewesen sei, die bestehenden verfassungsrechtlichen Bedenken dem Kabinettsrate 

vorzutragen, und nicht etwa später mit der Verantwortung einer Versäumnis belastet zu 

werden. 

Staatssekretär H e i n l beantragt, das Übereinkommen mit Frankreich als unter das 

Ermächtigungsgesetz fallend zu behandeln, jedoch im gegebenen Zeitpunkte ein neues 

Ermächtigungsgesetz im Nationalrat einzubringen, welches die dem jetzigen Gesetz 

anhaftenden Mängel beseitigt. 

Der Kabinettsrat beschließt in diesem Sinne vorzugehen. 

 

7. 

Abänderung des Gesetzes über die Evidenthaltung des Grundsteuerkatasters. 

Staatssekretär H e i n l begründet die Notwendigkeit, in dem Gebührentarif des Gesetzes 

vom 23. Mai 1883, R.G.Bl. Nr. 83, über die Evidenthaltung des Grundsteuerkatasters, eine 

den jetzigen Verhältnissen entsprechende Erhöhung eintreten zu lassen und damit auch eine 

Änderung im Ausbau des Tarifes zu verbinden. Gleichzeitig solle die Festsetzung der Tarife, 

um sie den jeweiligen Verhältnissen leichter anpassen zu können, aus dem Gesetz 

ausgeschaltet und künftighin dem Verordnungswege überlassen werden. 
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Der sprechende Staatssekretär beabsichtige daher, im Nationalrate den dem Kabinettsrate 

vorliegenden Entwurf einer Novelle zum Gesetz über die Evidenthaltung des 

Grundsteuerkatasters einzubringen und zu dessen Durchführung die dem Kabinettsrate 

gleichfalls vorliegende Vollzugeanweisung zu erlassen. Hiezu erbitte Redner die Zustimmung 

des Kabinettsrates. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Zustimmung. 

 

8. 

Errichtung einer „Wiener Lichtbildindustrie, gemeinwirtschaftliche Anstalt“. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n verweist darauf, dass die beim Staatsamt für 

Heerwesen bestehende Kinoabteilung gegenwärtig eine Anzahl Lichtspieltheater betreibe. Die 

Fortführung und Ausgestaltung dieser Kinounternehmungen würde die Möglichkeit bieten, in 

der Lichtspielindustrie einen Betrieb zu schaffen, dessen Geschäfte von gemeinnützigen 

Gesichtspunkten geleitet werden. Als Form der Unternehmung käme zweckmäßiger Weise 

die Errichtung einer „gemeinwirtschaftlichen Anstalt“ in Betracht, da eine solche einerseits 

die Beschaffung der notwendigen Kapitalien ermögliche, anderseits die Fortführung der 

Betriebe in gemeinnützigem Sinne gewährleiste. Die Gemeinde Wien habe sich bereit erklärt, 

an der Bildung einer solchen Anstalt teilzunehmen. 

Das Anstaltskapital solle 1 ½ Millionen Kronen betragen, wovon 500.000 Kronen durch 

eine Stammeinlage des Staates und 1 Million Kronen durch eine Stammeinlage der Gemeinde 

Wien aufgebracht würden. Die Gemeinde habe sich weiter auch bereit erklärt, einen späteren 

vermehrten Kapitalsbedarf des Unternehmens durch entsprechende Zuwendungen zu decken. 

Den Gegenstand des Unternehmens hätte die Erwerbung bezw. der Weiterbetrieb der von 

der Kinoabteilung des Reichsbildungsamtes im Staatsamte für Heerwesen bisher besessenen 

oder in Betrieb übernommenen Kinotheater sowie die Tätigkeit sonstiger in das Kinofach 

einschlagender Geschäfte zu bilden. 

Die Errichtung der Anstalt würde auch die Weiterverwendung der meisten in den 

Betrieben tätigen Angestellten ermöglichen. 

Redner stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat wolle die Errichtung der „Wiener 

Lichtbild-Industrie, gemeinwirtschaftliche Anstalt“ unter den dargestellten Modalitäten 

beschließen. 

Der V o r s i t z e n d e macht gegen den Antrag geltend, dass im Rahmen der Staatskanzlei 

eine Filmhauptstelle bestehe, welche über die beabsichtigte Neugründung erst gehört werden 

müsste, damit eine den Staatsfinanzen abträgliche Konkurrenz vermieden werde. 
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Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n erklärt sich, um diesen Bedenken Rechnung zu tragen, 

bereit, bei der bevorstehenden Festsetzung des Gesellschaftsstatutes im Einvernehmen mit der 

Staatskanzlei vorzugehen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h bemerkt, seinen ursprünglichen Widerstand gegen das Projekt 

nur aus dem Grunde ausgegeben zu haben, weil für die „Wiener Lichtbildindustrie“ keine 

neuen staatlichen Geldmittel in Anspruch genommen werden sollen. Aus dem Beitritt des 

Staates dürfe aber nicht die Folgerung abgeleitet werden, dass der Staat sich auch an etwaigen 

künftigen Kapitalserhöhungen der Anstalt im Verhältnis zu seiner Stammeinlage beteiligen 

werde. Redner mache vielmehr den ausdrücklichen Vorbehalt, dass der staatlichen 

Finanzverwaltung für ihre Stellungnahme bei einer etwaigen künftigen Kapitalserhöhung 

volle Entscheidungsfreiheit gewährt bleibe. 

Staatssekretär H e i n l spricht sich gegen die Errichtung der Anstalt aus. Der Staat könne 

aus der gemeinwirtschaftlichen Anstalt zwar Einnahmen erwarten, schädige dabei aber seine 

Steuerquellen in wahrscheinlich höherem Maße dadurch, dass er eine Konkurrenz schaffe, 

welche die Steuerkraft der privaten Unternehmungen beeinträchtige. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n erwidert, dass, wie die Betriebsergebnisse der von der 

Kinoabteilung des Staatsamtes für Heerwesen betriebenen Lichtspieltheater beweisen, der 

Zuspruch des Publikums derart stark sei, dass die Konkurrenz der gemeinwirtschaftlichen 

Anstalt sich gewiss nicht in einer Verminderung der Besucherzahl in den privaten 

Lichtspieltheatern fühlbar machen werde. Außerdem solle ja durch die Begründung der 

Anstalt keine Vermehrung der bestehenden Kinounternehmungen eintreten. Redner bitte 

daher Staatssekretär H e i n l, den Einspruch zurückzuziehen, um diese finanziell und ethisch 

einwandfreie Gründung nicht zu gefährden. 

Da Staatssekretär H e i n l erklärt, in der Angelegenheit erst Informationen einholen zu 

müssen, die zu erlangen wegen der Kürze der Zeit noch nicht möglich war, wird die Beratung 

dieses Gegenstandes abgebrochen und die Verhandlung über den Antrag auf einen späteren 

Zeitpunkt verschoben. 

 

9. 

Durchführung des Kompensationsübereinkommens mit Rumänien über die Lieferung von 

Sprengstoffen. 

Der V o r s i t z e n d e erteilt zum Gegenstande das Wort dem Referenten des Staatsamtes 

für Heerwesen, Oberst P f l u g. Dieser nimmt darauf Bezug, dass der Kabinettsrat in der 

Sitzung vom 20. August l. J. über einen von Sektionschef R i e d l gelegentlich der 
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Verhandlung des provisorischen Handelsübereinkommens mit Rumänien erstatteten Bericht, 

betreffend die Abmachungen über die restliche Erfüllung eines am 13. August 1919 

abgeschlossenen Kompensationsvertrages des deutschösterreichischen Warenverkehrsbureaus 

mit der rumänischen Regierung auf Lieferung von Sprengstoffen nach Rumänien gegen 

Bezug von Mineralölprodukten den Beschluss gefasst habe, dass der Verlust, welchen die 

österreichische Monopolverwaltung durch die Sprengstofflieferungen zu den im 

Übereinkommen festgesetzten Preisen erleide, aus dem Gewinns der Erdölstelle an den 

korrespondierenden Mineralölbezügen zu decken und ein sich darüber hinaus ergebender 

Abgang der Monopolverwaltung von dieser zu tragen sei. 

Infolge dieses Beschlusses und der Ratifizierung des Übereinkommens dürfte an der 

Tatsache, dass die Sprengstoffe auszuliefern sind, trotz des hiebei eintretenden Verlustes von 

ca. 7,4 Millionen Kronen nichts zu ändern sein. Doch wäre nach Ansicht des Staatsamtes für 

Heerwesen unbedingt zu versuchen, ob nicht bei der rumänischen Regierung wenigstens 

insoferne eine Änderung zu erreichen wäre, dass das Gegengeschäft mit Erdölen nicht auch 

noch einen Verlust von 3 Millionen Kronen ergibt. 

Für alle Fälle aber müsse das Staatsamt für Heerwesen dagegen Stellung nehmen, dass die 

Verluste aus der Sprengstofflieferung der Monopolverwaltung angelastet werden. Für diesen 

Schaden hätte vielmehr das Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten schon 

aus dem Grunde aufzukommen, weil seinerzeit die Auslieferung der Sprengstoffe an 

Rumänien auf Grund zweier Erlässe dieses Staatsamtes zur Sicherstellung der gesamten 

Produktion der Staatsfabrik Blumau für die heimischen Bergwerke unterbleiben müsste. Der 

Beschluss des Kabinettsrates vom 20. August selbst lasse entnehmen, dass die Deckung des 

Abganges der Erdölstelle zugedacht gewesen sei; die Heranziehung der Monopolverwaltung 

erscheine umso weniger gerechtfertigt, als mit dieser bei Abschluss des letzten 

Übereinkommens mit Rumänien nicht das Einvernehmen gepflogen wurde. 

Das Staatsamt für Heerwesen stelle demnach den Antrag, der Kabinettsrat wolle zur 

Tragung des der Monopoleverwaltung erwachsenen Schaden das Staatsamt für Handel und 

Gewerbe, Industrie und Bauten verpflichten. 

Staatssekretär H e i n l erblickt in dem Antrage des Staatsamtes für Heerwesen ein 

außerordentlich gefährliches Präjudiz, dass privaten Firmen den Anreiz bieten könnte, auch 

ihrerseits vom Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten Ersatzleistung für 

Schäden aus der behördlichen Stornierung von Lieferungen nach dem Auslande zu verlangen. 

Redner bitte daher, den Gegenstand vorläufig zurückzustellen. 

Der Kabinettsrat pflichtet dieser Auffassung bei und bricht die weitere Beratung dieses 
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Antrages ab. 

 

10. 

Entwurf des Finanzgesetzes für das Verwaltungsjahr 1920/21. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h verweist darauf, dass die Führung des Staatshaushaltes im 

laufenden Verwaltungsjahre gegenwärtig nur durch zwei Budgetprovisorien für die Zeit vom 

1. Juli bis 31. Dezember 1920 geregelt sei. Das Staatsamt für Finanzen habe nunmehr den 

Entwurf des Finanzgesetzes samt dem Staatsvoranschlage für das Verwaltungsjahr 1920/21 

fertiggestellt und lege Gewicht darauf, ihn ehestens der parlamentarischen Behandlung 

zuzuführen. Eine weitere Verzögerung würde der Öffentlichkeit Anlass zu Rekrimitationen 

bieten und infolge des ständigen Anwachsens der Auslagen die Abweichungen des 

tatsächlichen Gebarungserfolges von den präliminierten Ansätzen noch weiter vergrößern. 

Ebenso erfordere die ordnungsmäßige Gebarung und richtige Verrechnung bei den einzelnen 

Staatsbehörden deren eheste Bekanntmachung mit dem Staatsvoranschlage. Schließlich 

dränge auch die Reparationskommission auf das Erscheinen des Budgets, um entsprechende 

Grundlagen für ihre Erwägungen hinsichtlich der Erwirkung neuer Kredite für Österreich zu 

gewinnen. 

Redner bitte daher zunächst um die grundsätzliche Ermächtigung, den Entwurf des 

Finanzgesetzes samt dem Staatsvoranschlage für das Verwaltungsjahr 1920/21 sogleich in der 

Nationalversammlung einbringen zu dürfen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h bespricht sodann an der Hand des dem Kabinettsrate 

vorliegenden Entwurfes die wichtigsten Ansätze der Staatseinnahmen und -ausgaben und 

erläutert die sich daraus ergebende finanzielle Lage des Staates. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r regt an, den zweiten Absatz des Artikels 4 des Finanzgesetzes, 

der Beamte, die ohne Zustimmung des Staatssekretärs für Finanzen eine Zahlung über die 

finanzgesetzlichen Ansätze hinaus anweisen, dem Staatsschatze persönlich haftbar mache, 

abzuändern. Redner erachte es als bedenklich, eine derartige Syndikatshaftung festzulegen, 

die bewirken könne, dass die Verwaltung wegen Erschöpfung der Kredite vor 

unaufschiebbaren Anschaffungen selbst unter Gefährdung ihr anvertrauter Interessen abstehen 

müsste. 

Sektionschef Dr. D e u t s c h vertritt namens des Staatsamtes für Land- und 

Forstwirtschaft den gleichen Standpunkt und bittet wenigstens für den Fall einer Gefahr im 

Verzuge Ausnahmen zuzulassen. 
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Nachdem Staatssekretär B r e i s k y noch darauf hingewiesen hatte, dass eine persönliche 

Haftbarmachung bei derartigen Kreditüberschreitungen die Beamten naturgemäß davon 

abhalten würde, die nach den modernen Verwaltungsgrundsätzen anzustrebende 

verantwortliche Entschließungsfreiheit tatsächlich zu üben, ladet der Kabinetterat den 

Staatssekretär für Finanzen ein, dem Absatze 2 des Artikels 4 des Finanzgesetzes noch vor der 

Einbringung des Entwurfes im Nationalrate eine den in der Debatte hervorgekommenen 

Gesichtspunkten entsprechend angepasste Fassung zu geben. 

Sektionschef Dr. K r a l o w s k y erhebt sodann namens den abwesenden Staatssekretärs 

Dr. D e u t s c h Einsprache dagegen, dass im Kapitel 27 die Auslagen für die Verwaltung des 

Gebäudes, in dem das Staatsamt für Heerwesen untergebracht ist, mit 8,944.600 Kronen, dann 

für das Militärinvalidenhaus mit 1,747.800 Kronen, für die Kriegsgräberfürsorge 4,774.000 

Kronen, für das Personal der Personalevidenzen mit 7,423.600 Kronen sowie die 

Vorauszahlungen auf die Besoldungsänderung für Militärpersonen mit 60 Millionen Kronen 

und die einmaligen Zuwendungen im Juli 1920 mit 23,351.400 Kronen dem Etat des 

Heerwesens angelastet wurden, 

Der Kredit für die Gebäudeverwaltung wäre mit Rücksicht darauf, dass sie bereits mit 1. 

Juli 1920 dem Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten übergeben wurde, 

unbedingt auf den Etat dieses Staatsamtes zu übertragen gewesen. 

Ferner sei es zweifellos gerechtfertigt, dass ebenso wie es mit dem Aufwand für die 

Kriegsgefangenen- und Zivilinterniertenfürsorge geschehen sei, auch die Kredite für das 

Personal der Personalevidenzen, die Kriegsgräberfürsorge und das Militärinvalidenhaus mit 

Rücksicht auf deren derzeit fragliche Zugehörigkeit auf das Kapitel 34: 

„Übergangsmaßnahmen“ zu überstellen gewesen wären. 

Die Vorauszahlungen auf die Besoldungsänderung und die einmaligen Zuwendungen im 

Juli 1920 habe das Staatsamt für Finanzen mit geringen Ausnahmen summarisch unter 

Kapitel 34: „Übergangsmaßnahmen“ präliminiert. In der Belastung bloß einzelner Etats, 

darunter auch jenes des Heerwesens, mit diesen Auslagen, liege eine Inkonsequent, die 

dadurch dass nur die Vorauszahlungen für die Militärpersonen, nicht aber auch jene für die 

Zivilangestellten der Heeresverwaltung zu Lasten des Heeresetats ausgewiesen wurden, noch 

gesteigert werde. Unter diesen Umständen müssen nun die Vergleiche, die in der 

Nationalversammlung und in der Öffentlichkeit zwischen dem Erfordernis für das Heerwesen 

und jenem für andere Zwecke wie gegenüber dem gesagten staatlichen Aufwande überhaupt 

angestellt zu werden pflegen, unbegründeterweise, zu ungunsten des Heeresetats ausfallen. 

Aus den angeführten Gründen müsse Staatssekretär Dr. D e u t s c h die Ausscheidung der 
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vorerwähnten Positionen aus dem Etat für Heerwesen verlangen und könne unter gar keinen 

Umständen von der Erfüllung dieses Begehrens Abstand nehmen. 

Weiters haben die bisherigen Ergebnisse bei der Anwerbung der neuen Wehrmacht 

gezeigt, dass der zulässige Höchststand von 26.500 Mann entgegen der ursprünglichen 

Annahme bisher nicht erreicht wurde. Entsprechend den dadurch gegebenen Ersparnissen 

wäre nun bei den bezüglichen Erfordernisansätzen ein prozentueller Abstrich vorzunehmen. 

Schließlich solle aus volkswirtschaftlichen Interessen der ursprünglich vorgesehene 

Pferdestand nicht bloß auf 2.500 Pferde herabgesetzt, sondern noch um weitere 50% gekürzt 

werden, woraus sich ein Abstrich im Betrage von 23,446.250 Kronen ergebe. 

Wegen Überstellung der vier ersten Kreditposten sei das Staatsamt für Heerwesen bereits 

im März l. J. beim Staatsamt für Finanzen vorstellig geworden. Von der Tatsache, dass diese 

Überstellung nicht erfolgte, sowie von dem Umstande, dass seitens des Staatsamtes für 

Finanzen die Vorauszahlungen auf die Besoldungsänderung und die einmaligen 

Zuwendungen im Juli 1920 einseitig dem Etat des Heereswesens angelastet wurden, habe das 

Staatsamt erst aus den Korrekturabzügen des Staatsvoranschlages Kenntnis erhalten. 

Die darauf beim Staatsamt für Finanzen sofort eingeleiteten Schritte zur Herbeiführung 

einer Änderung seien jedoch erfolglos geblieben. Staatssekretär Dr. D e u t s c h ersucht 

daher, der Kabinettsrat wolle die vorerwähnten Richtigstellungen im Staatsvoranschlage 

verfügen. 

Im Falle diesem Begehren keine Folge gegeben werden sollte, könne sich Staatssekretär 

Dr. D e u t s c h mit den Ansätzen des Kapitels 27 nicht identifizieren und müsse sich 

vorbehalten, seinen abweichenden Standpunkt gelegentlich der Einbringung des Entwurfes im 

Parlamente zu kennzeichnen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h gibt sachliche Aufklärungen, welche Gründe zur Einstellung 

der von Staatssekretär Dr. D e u t s c h beanstandeten Posten beim Etat des Heerwesens 

geführt haben. Die Vornahme der gewünschten Änderungen würde die Einbringung des 

Budgets für einen längeren Zeitraum verzögern und sei daher schon aus technischen Gründen 

unmöglich. Was speziell die Aufwendungen für die einmaligen Zuwendungen im Juli 1920 

und die Vorauszahlungen auf die Besoldungsreform anlange, so sei im Anhange C der 

Vorlage ohnedies eine Aufteilung des Erfordernisses auf die einzelnen Ressorts enthalten, so 

dass Missdeutungen in dieser Hinsicht kaum platzgreifen können. 

Der Kabinettsrat spricht schließlich seine Auffassung dahin aus, dass die Berücksichtigung 

der Wünsche des Staatssekretärs Dr. D e u t s c h den Verhandlungen im Finanzausschusse 

vorzubehalten wäre. 
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[KRP 229, 20. Oktober 1920, unbekannter Stenograph] 
 
229., 20. /10. '20. 
[Zugezogen]: Schwegel, Wilfling, Kralowsky, Deutsch (Ackerbauministerium), Froehlich, 
Oberst Pflug. 
 
[Mayr]: Flüchtlinge. 
 
 
[Mayr]: Personal. 
Inneres: (Liste Kulavits), Liste (Verderber), Liste (Podbe[...]); Liste (Meirad); Haupt (Liste 

Hentl); Vorrabe, K[...], Görtz, Hentl. 
Justiz: Handl, Bühl, Zimmermann, Restliste. 
Unterrichtsamt: Adametz, Dokulil, Pfeiffer, Pisko, Köstler, Gomperz - [alle] angenommen. 

Kress - angenommen. 
Finanzen: Beckmann, Galé, Pototschnigg, Liste ?Baltineker. 
Äußeres: Egger. 
Volksgesundheitsamt: Mooler, Titel Hofrat. 

Liste Stadler (bis auf Dr. Stern). 
Landwirtschaft: Kröner und die ganze Liste. 
HGIB [Handel, Gewerbe, Industrie und Bauten]: (Groß gemacht). 
Kriegsarchiv: Mit der Beschränkung durch das Staatsamt für Finanzen zugestimmt. 
Verkehr: Scholz, Hohl, ?Duscher (Liste ?Jausner). 
Volksernährung: Leitender Direktor der amtlichen Übernahmestelle für Vieh und Fleisch 

(soll jetzt Funktion der Verda übernehmen). 
Déri, Titel Regierungsrat - genehmigt. 

Glöckel: Dr. Wasicki, Universitätsprofessor (Pharmakologie). 
Kralowksy: Weninger. 
 
 
1. 
Breisky: Verhandlungen mit der č.[echoslovakischen] Regierung. 
Miklas: Ist für diesen Vertrag. In der Bevölkerung der beteiligten Gebiete herrscht [jedoch] 

ein Mißtrauen gegen Verhandlungen österreichischer Beamter mit 
č.[echoslovakischen] Beamten. Als im März '20 Davy Verhandlungen mit den 
Č.[echoslovaken] in Gmünd aufnehmen wollte, ist die Bevölkerung dagegen 
entschieden aufgetreten. Ich fürchte nun etwas Ähnliches bei der Feldsberger Grenze. 
[Ich] bitte aber statt Oldofr[edi]. einen anderen Beamten [zu betrauen]. 

Dieser Vertrag muß natürlich dem Parlament vorgelegt werden. 
Ellenbogen: [Ich bin] einverstanden mit Miklas, aber Old.[ofredi] [ist ein] Freund [...]. 
Breisky: Lassen wir die Frage offen bezüglich der Person. [Es wäre] nur auf die generelle 

Ermächtigung abzustellen. 
Wenn bei den Besprechungen, die unverbindlich sind, irgendein Terrainaustausch 

stattfindet, [kommt es] natürlich ins Parlament. 
Beschluß: Ermächtigung erteilt ohne Namensnennung. 
 
 
2. 
Deutsch: In der Kabinettsratssitzung vom 16. [wurde] von Ellenbogen -. 
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3. 
Schwegel: (Punkt 2. a). 
Roller: [Eine] Defin.[ition] des Begriffs 'Vertriebener' [ist notwendig]. [Ich] bitte, sich bei 

diesem Anlaß dafür auszusprechen, daß dieser Begriffe "einschränkend" zu 
interpretieren ist - "amtliche Interpretation". 

Miklas: Alle die, welche beim Umsturz von den neuen Nationalstaaten als Beamte nicht 
anerkannt wurden und als Deutsche zu uns gekommen sind, sind als 
deutschösterreichische Beamte zu betrachten. Nur wer keine Ansprüche auf den 
fremden Staat hat, ist als Vertriebener zu erklären. 

Zusatzantrag zu Punkt 2: '... können fallweise bewilligt werden'. 
Reisch: Der Begriff der Vertriebenen darf nicht [so] ausgelegt werden, daß jeder Beamte, der 

mit der Beförderung dort nicht zufrieden ist, nach österreichisch - [Österreich] 
kommen kann. Wir können nicht eine Zufluchtstätte aller sein. Gegen die Fassung 
Miklas' [ist] eine Einwendung nicht [zu] erheben. 

Dem allgemeinen Petit, daß sie als Neupensionisten behandelt werden, kann der 
Redner nicht zustimmen; jedoch [einer] Ausnahme-Zulage zu ihrer Pension. 

Antrag: Auflösung der ho. Schutzstelle der vertriebenen Beamten. 
Mayr: Namens der Staatskanzlei wird erklärt, daß - eine grundsätzliche Gegnerschaft gegen 

die Auflösung besteht nicht, allerdings müßte noch ein gewisses Spatium gegönnt 
werden zur Abwicklung der erforderlichen Geschäfte. [Diese sollte] möglichst rasch 
[erfolgen]. Nur bitte [ich], daß das Staatsamt für Finanzen bei der Regelung der noch 
übrigen Angestellten Rücksicht nimmt auf berücksichtigungswürdige Fälle [und] auch 
an die anderen Ressorts appelliert. 

Wilfling: -. 
Roller: Jetzt muß man Schluß machen. 
 
 
4. 
Mayr: Punkt 2. b). 
 
 
5. 
Mayr: Punkt 2. c). 
Hanusch: Punkt 3. 
Heinl: Einwendung. 
Breisky: -. 
Deutsch: -. 
[Beschluß]: Zurückgestellt mit dem Ersuchen, mit den Staatsämtern für Handel und 

Landwirtschaft sich noch zu besprechen. 
 
 
6. 
Froehlich: Punkt 2. c). 
Heinl: -. 
Froehlich: -. 
Reisch: Wir brauchen die Genehmigung des Parlaments. 
Mayr: Der Staatskanzlei fällt nicht bei -[ein], durch die Auslegung von Gesetzen 

volkswirtschaftliche Interessen zu behindern. 
Heinl: Das Einfachste wäre, wenn wir das Gesetz in der Nationalversammlung neuerlich 

hineinbringen. 
[Ich stelle] den Antrag, zu gelegener Zeit das Gesetz nochmals ein[zu]bringen, von 
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einem Protest aber abzusehen. 
[Beschluß]: Der Antrag Heinl wird zur Richtschnur dienen. 
 
 
7. 
Heinl: Punkt 4. 
Angenommen. 
 
 
8. 
Reisch: Punkt 5. Staatsvoranschlag. 

Antrag: Den Gesetzentwurf [wäre] jetzt an den Präsidenten der 
Nationalversammlung [zu] leiten und dann der Öffentlichkeit - das wesentliche der 
Öffentlichkeit mitzuteilen. Die Repar[ations-Commission] drängt, in das 
Ziffernmaterial Einsicht zu nehmen. 

Zuerst die formelle Frage. 
Miklas: Natürlich muß der Voranschlag gesendet werden zu Handen des Präsidiums der 

Konst[ituierenden] Nationalversammlung. 
Genehmigt. 
[Reisch]: [Zum] Meritum, sehr eingehende Darstellung. 
Roller: [Ich] bitte, den 2. Absatz des Artikel 4 zu streichen. 
Reisch: Die Beamten können sich rechtzeitig ein Bild darüber machen, ob er auskommt oder 

nicht. 
Mayr: Auch in der neuen Verfassung wird die Haftung des Beamten ausgesprochen werden. 
Breisky: Der Forderung, frei zu verwalten wird entgegen getreten. 
Kralowsky: Wegen der Ausscheidung gewisser Positionen. 
Deutsch: Im Falle der Gefahr im Verzug -. 
 
 
9. 
Ellenbogen: Punkt 7 (Kinobetrieb). 
Mayr: Gegen den Antrag muß er Stellung nehmen. [Es wäre zu erwägen, ob man es] in der 

Staatskanzlei [mit] der Filmhauptstelle vereinigt. 
Schwegel: Grundsätzlich [ist] keine Einwendung zu erheben, aber [es] soll nur im 

Einvernehmen mit der Filmhauptstelle -. 
Breisky: Zusatz. 
Reisch: Ich bin grundsätzlich dagegen. Wenn aber dieser Konnex mit der Filmhauptstelle 

geschaffen wird, bin ich einverstanden. 
Wenn wir [das] jetzt so beschließen, so darf [daraus] keine Verpflichtung des 

Staates für die Zukunft erwachsen, sich an neuen Kapitalvermehrung zu beteiligen. 
Heinl: Auf der einen Seite werden gemeinwirtschaftliche Anstalten errichtet, die andere 

Unternehmer concurrenzieren, -. 
[Ich] bitte, von der Ermächtigung abzusehen. 

Ellenbogen: Von einer Conkurrenzierung kann bei dieser kleinen Anstalt keine Rede sein. 
Kralowsky: -. 
Vertagt auf das nächste Mal. 
 
 
10. 
[Mayr]: Punkt 7, [Kompensationsvertrag mit] Rumänien. 
Oberst Pflug: -. 
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Heinl: [Ich] bittet, auch diesen Gegenstand zurückzustellen. Wenn wir diesen Antrag 
annehmen (Punkt 1), [setzen wir ein] außerordentlich gefährliches Präjudiz. 

Angenommen. 
 
Schluß ¾ 2 Uhr. 
 
 

 
































































































































































































































































































































































































































